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Aufgaben der N oveIIe zum Güterkraftverkehrsgeset2 
Von Dr. Erich Kr i e n, Bonn 

Einleitung 

Die Vürschläge der Bundesbahn zur Tarifgestaltung haben von neuem die Frage~' 
stellt, ob für diese und den g,ewerblichen Lastwag,enverkehr der gleidle Tarif gclkn 
solle. Die geforderte Belastung auch des Nahverk'ehrs mit der Beförderungssteuer 
wirft die Frage auf, üb die Preise des Güternahverkehrs dann Festsätze sein mii~' 
t'en. 'Das berührt wiederum den Kraftwagengüterferntarif mindestens im Abhol, 
und Zustellverkehr. Das Güterkraftverkehrsgesetz vom 17.10.1952 (GükG) ist bei 

,den:Beratungen im Bundestag und Bundesrat mit Recht nicht als abschließende Rel 
gelung des Kraftwagengüterverkehrs bez'eichnetworden. Der Abgeordnete Buccrilli 
hat erklärt, die Verabschiedung dieses Gesetzes bringe den Bundesverkehrsmin istcr 
Wieder zum Zuge, und dieser hat ,eine Novelle zu ,einzelnen Bestimmungen des 
Gesetzes binnen kürzester Frist angekündigt (vgI. die Niederschriften über di<' 
230. Sitzung des Bundestages und die 93. Sitzung des Bundesrates). Im Bundö) 
verkehrsministerium bestand schün zu jener Zeit darüber Klarheit, daß die in 
Aussicht genommene Novelle auch diejenigen Gegenstände zu behandeln hab.:, 
die das GüKG infiolge des Zwanges, über grundsätzliche Mei,nungsverschied~:l' 
heUen rasch zu ,einer Einigung zu kommen, nicht befriedigend geregelt h.Ji 
,vgI. Eichhoff im Vorwort zum GüKG, Ausgabe der Arbeitsgemeinsch;lfr 
Güterfernverkehr). 
\'\Tie aber auch der Kraftwagen"Güterferntarif gestaltet werden und auf di<' 
Verteilung der anfallenden Güter auf .. EisenbahI?:" und Krafh;agenve:,kdr 
wirken möge - die wesentlichen Grundsatz:e des GuKG werden nIcht in I< rag(~ 
gestelIt werden. Bundesverkehrsministerium, Wirtschaft und Güterfernverkehrs.' 
gewerbe werden am Festtarif und an der festgesetzten Höchstzahl der aus; 
zugebenden Güterfernv,erkehrsgenehrnigungen festhalten aus den Gründen, mir 

. denen 'sie in das GüKG eingefügt worden sind. 
Die tarifpolitische Situation 'erhöht die Bedeutung der Sicherung der EinhalhIng 
des Tarifes. Sie gibt auch den Zulassungsverfahren des GüKG ein größer<.~s 
GeWicht als bisher. Nur zuverlässige und leistungsfähige Güterfernverkdll-SJ 

, Ul)ternehmer bieten die Gewähr für die Einhaltung des Tarifes, wenn Aendc; 
rungen des Tarifsystems die Wdt~ewerbsverh~.ltnisse .. zu vers~h~eben drohen, 
Bei der Anwendung der VorschrIften des GuKG uber T~r1fsICherul1g und 
Zulassung der Betätigung iD?- ~raftwagen,,~üterfernverkeh~. haben sich ein.: 
~eihe von Fragen 'ergeben, dIe 'emer EntscheIdung bald bedurfen. 

1. Zulassungsverfahren 

Anzuhö~en sind 
,Vor Erteilung der' Genehmigung für Güter" oder Möbelfernverkehr (§ 14 Abs . .3 
GüKG) die Bundesanstalt, die Industrie" und Handelskammer, die Gewerksch:tft 
und als beteiligte Verbände des V,erkehrsgewerbes die Vertretungen des Güter-", 
fernverkehrs, des Möbeltransports und der Spedition und Lager,ei; 
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Vor Erteilung der 'Erlaubnis für den Güter" oder Möbelnahverkehr (§ 83 Abs. 2) 
die Industrie" und Handelskammer, die Gewerkschaft und die Vertretungen des 
Güternahverkehrs, des Möbeltransports und der Spedition und Lagerei; 
Vor Erteilung der Genehmigung für Güterliniennahv,erk,ehr (§ 93 Abs. 2) die 
Industrie" und Handelskammer, die Gewerkschaft, die Vertretung,en des Güter" 
Ih,hverkehrs und der SpediHon und Lagerei, die Eisenbahnv,erwaltung, der Wege" 
unterhaltungspflichtige und wem eine Genehmigung für Güterliniennahv,erkehr 
auf einem ,erheblichen T-eil der fraglichen Strecke schon erteilt ist; 
Vor Bestellung zum Abfertigungsspediteur des gewerblichen Güterfernv,erkehrs 
(§ 34 Abs. 1) die Bundesanstalt, die Vertretungen des Güterfemverkehrs und der 
Speditiün und Lagerei; 
Vor Bestellung zum Abfertigungsspediteur der Bundesbahn (§ 34 Abs. 4) die 
Vertretung der Spedition und Lagerei; 
VOr Entziehung der Güter" üder MöbeIfernverkehrsgenehmigung (§ 78 Abs. 4) 
elie Bundesanstalt. . ' . 
Kein Anhörungsverfahren ist vorgeschrieben für die Entziehung der ,Güternah~ 
verkehrserlaubnis, der Güterliniennahverkehrsgenehmigung und der Bestellung 
Zum Abfertigungsspediteur, ferner vor Zulassung als Frachtenprüfungsstdle. 
Die Frachtagenten unterliegen keinem Zulassungsverfahren (vgl. §§ 32,34 Abs. 3, . 
58, 59, 88, 96). ' 
Die Stellungnahme der im Zulassungsverfahren anzuhörenden Stellen und 
Verbände bindet die Zulassungsbehörde nicht. Unterlassen der Anhörung macht 
elie Zulassung oder deren Rücknahme nicht unwirksam oder anfechtbar. Den an", 
zuhörenden Stellen und Verbänden steht nicht das Beschwerdeverfahren gemäß 
§§ 79 und 93 Abs. 3 und die Verwaltungsklage offen gegen die Erteilung der 
Genehmigung zum Güter" oCler Möbelfernverkehr oder zum Güterliniennah'" 
verkehr, weil sie nicht durch die Erteilung der' Genehmigungen betroffen' s'ind. 
Ebenso hat die im V,erfahren auf Rücknahme der Güter" oder M-äbelfern" oder 
GüterIiniennahverkehrsg,enehmigung anzuhörende Bundesanstalt nicht die Befug .. 
nis, die Rücknahme zu beantragen. i 

Dagegen hat jeder, der sich als Unternehmer von Güter" oder Möbelfernverkehr, 
Güter" 'Oder Möbelnahverkehr oder 'einer Frachtenprüfstelle oder als Abfertigungs" 
spediteur betätigen will, die Befugnis zur Stellung eines entsprechenden Antrages, 
und infolgedessen steht ihm gegen die Ablehnung seines Anfragesdie Ver" 
waltungsklage zu, gegen die V,erweigerung der Güter" oder M-äbelfernverkehrs" 
oder Güterliniennahverkehrsg,enehmigung vorab auch die Beschwerde, gemäß 
§§ 79, 93 Abs. 3 .. 
Beschwerde" und V,erwaItungsv,erfahren führ,en zur Nachprüfung sowohl der 
tatsächlichen Feststellungen als auch der Rechtsgründe der Entscheidungen 
der Zulassungsbehörden, ;mch der Handhabung des Ermessens bei den Ent" 
scheidungen unter dem Gesichtswinkel des Ermessensmißbrauchs. Mit den dabei 
;luftauchenden Fragen befinden sich Zulassungsbehörden, Beschwerdeinstanz und 
V erwaltungsgericht meist auf Neuland. Erheblich voneinander abweichende 
Auffassungen sind also durchaus wahrscheinlich. Das gilt ,z. B. nicht nur für die 
Ermessensentscheidungen über Zuverlässigkeit und fachliche Eignung des Unter" 
nehmers von Güterfernv·erkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 1), Güternahverkehr (§ 81), 
GüterIiniennahverkehr (§ 91 Abs. 1 und 2), als Abfertigungsspediteur (§ 34 Abs. 2), 
der Frachtenprüfstelle (§ 59 Abs. 1.1), über die Eignung der Fahrz'euge für den 
Güterfernverkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 3) und die Leistungsfähigkeit des Unter" 
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nehmers für Güterfernverkehr (§ 10 Abs. 1 Ziffer 2) oder für oden Abfertigungs" 
dienst (§ 34 Abs. 2), sondern auch für die Feststellung, ob ein zulassungs~ 
pflichtiger Fern", oder Nahverkehr für andere o~er ,ein. nicht zu~assungspflichtiF":~ 
Werkverkehr vorliegt (§ 9 Abs. 2) oder ob dlC Tanfvorschnften verletzt Sill":, 

(§ 78 Abs. 2 Ziffer 4) oder ob ,ein Unternehmen Speditionsunternehmcn ode' 
Fuhrunternehmen ist (§ 34 Abs. 1 und § 33). 

Diese schwierigen Entscheidungen, die außer de~ .Kenntnis der Vorschriften 
des GüKG der Tarife und des Fracht", und Spedlhonsrechts auch F;tchkcnnt,· 
nisse und 'Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftwagen",Güterv.~r~chrs cr~ 
fordern, treffen die Zulassungs behörden unter dem Druck der zulasslgen TI:.:" 
schwerde .oder der Verwaltungsklage des betroffenen Unternehmers. 

Sie werden leichter zugunsten des betroffenen Unternehmers entscheiden ~l$ 
gegen ihn. 
Das begründet die Gefahr, daß ~ulassungspflichtiger Güterfern", o~ter mahverkch:: 

1 . ht d Zulassung bedürftiger Werkverkehr behandelt WIrd, Fuhrunter~ 
a s lllC er b II d I'" d 

hm' Abfertigungsspediteur,en este t wer en, ~mzuver asslge 0 er un", 
ne er zu f" G"t d M"b If k 1 . tUt hmen Genehmigungen ur u er'" 0 er 0 e 'ernver "C 1r, 

gEeellgnbe ~ f" nGe~ntee oder Möbelfernverkehr erhalten, zu Abfertigungsspediteurtn 
rau nlS ur u r"" ., 1 d 

b t 11t · d oder von der Möglichkeit der gebotenen Ruckna lIDe er 2110' es ewer en , " . . . 1 d' 1 cl 
lassung kein Gebrauch gemacht wird. Damit WIrd nIC lt nur er SIC lerung ~r 
Einhaltung des Tarifes dne wichtige Gr~ndlageedntzogen, sonl.?e~n aUUch (he 
Wirtschaft geschädigt, die sich des ungeelgnete~ ocr unzuv'er asslgen nter" 
nehmers im V,ertrauen auf dessen Zulassung bedIent. 

Der Druck der Beschwerde'" und Klagebefugnis der betroffenen UnternchUHT 

f d· Z 1 sungsbehörden bedarf zum Ausgleich des Gegendrucks. Das An~ 
au le u as b h" d . 1 b' d .. t . I t D' h oo f 1 das die Zulassungs e or en ntClt met, genug 11lC 1 • 1l' 

Zorlungsverbahl~~nd'en "n die Stellungnahme der anzuhörenden Stellen und V cr/ 
U assungs e or .. d Z I b h" d I 

bände zu binden, ist mit der Stellungnal
b
1IDe Ser

l 
I u aBs~udngs e dor eZn Ja s staa':.' 

liche Verwaltungs behörden nicht ver~in ar.. 0 c le m ung er u assungs;o 

b h .. d . t b auch nicht notwendIg. DIe Sachkunde der berufenen Stellen 
e or en IS a er h d G . h . Z 1 IR" k 

und V,erbände würde das ihr gebü ren e eWlc. t", dm .u assun1s:: une k Ü!['e" 
nahmeverfahren schon dadurch ,erlangbe~, iaßI d~e ' yz:Jt d~1U~ a sh Aus

1
"11l1 t~l 

quellen anzuhörenden Stellen und Ver. an eaSs 1I etel 19 e Ale :sc weHf eR" .~l11kl 
KI b f 

. I gen und die Befugllls zur te ung von ntragen au uc "", ag e UglllS ,er an 
nahme v,on ,erteilten Zulassungen. 

D· b d" f . er gesetzlichen Vorschrift also der Regelung durch die in ,leses e ure ,eIn ' 
Aussicht genommene Novelle zum GÜKG. 

2 Z I Werkspeditionsunternehmen als Abfertigungsspediteure . u assung von . 
W k d'f t ehmen sind Speditionsunternehmen, die Handels", oder lndr ~e 1 ~onsuh::rn als Gesellschafter ,errichten meist in Gestalt einer GmbH. 

od us leudn erne. enl'ch "ls Darlehnsgeber beteiligen, um die Spedmonskoskn 
, er an enen Sle s ... . . ' 

fuoor d' V d CI'gener Güter selbst zu verdIenen. DIe erwartete strenge leersen ung d I d I d . ' 
Tarifüberwachung durch die Bundesanstar hat Han ~.s"'d un n tstf~euftcr" 
nehmen veranlaßt, solche W,erkspeditiodns JrAmbefn ~u grun eI?:'tuum ua OOß ( ~r:12 
Bestellung zum Abfertigungsspediteur ,~eerhgu~gsverg~ ng gen~a) :-, .)=' 
und der Anordnung Pr 146/48 zu verdlen~n, auf dIese W,e~se alsoeme V cu 
kürzung' der Fracht nach dem Güterferntanf straflos zu ,erZIelen. 
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SJlches Verfahren kann als Versuch der Umgehung des Tarifzwanges, gemäß 
§ 5 GüKG den Abzug der Abfertigungsvergütungvon derTariffracht nicht l'echt~ 
fertigen. Ebenso ist die Beteiligung der Werkspeditionsfirma als Hauptspediteur an 
der Abfertigungsvergütung des Zwischenspediteurs dn Umgehungsv,ersuch, den § 5 
Ziffer 1 der Anordnung Pr 146/48 nicht deckt. Auf jeden Fall erhält das an der 
\'\1 erkspeditionsfirma beteiligte Handels", oder Industrieunternehmen mindestens 
durch die steuerrechtlich unvermeidbare Konzernverrechnung die Abfertigungs", 
vergütung des Abfertigungsspediteurs ganz oder teilweise und also eine gemäß 
§ 22 Abs. 2 verbotene Begünstigung gegenüber dem Güterferntarif. 
Die zuständigen höheren Verwaltungsbehörden dürfen solche \Verkspeditknis", 
firmen mithin nicht zu Abfertigungsspediteuren bestellen. D1ese können nicht 
die Gewähr für die Einhaltung des Tarifes bieten, gerade weil sie dazu bestimmt 
sind, die T ariffracht durch die Abfertigungsvergütung zu verkürz,en (vgl. Bartho.; 
lomeyczik, Kurzkommentar zum GüKG, AnI?erkung 3 zu § 34). ' 
Solange die anzuhörenden Stellen und Verbände keine Beschwerde", und Klage:: 
befugnis haben, auch kein Recht zur Stellung eines Antrages auf Rücknahme 
der Bestellung einer Werkspeditionsfirma zum Abfertigungsspediteur, so lange 
unterliegt ausschließlich dem Ermessen der Zulassungsbehörde, ob sie eine \V'erk~ 
speditionsfirma als Abfertigungsspediteur wirken lassen will. Aber auch wenn 
die derzeit anzuhörenden Stellen und Verbände zu Beteiligten im Zu1assungs~ 
und Rücknahmeverfahren geworden sind, ,erschweren die vielfältigen Möglich~ 
keiten privatrechtlicher Gestaltung des Rechtsv,erhältnisses zwischen Industrie~ 
oder Handelsunternehmen und dem W,erkspeditio,nsunternehmen die Feststellung, 
ob ein Werkspeditionsunternehmen zur Erzielung eines tarifwidrigen Beförde,. 
rungsentgelts vorliegt. . 
Soll diesem Verfahren, welches den Güterferntarif auch außerhalb des Speditions~ 
verkehrs tatsächlich um den Betrag der Abfertigungsvergütung herabsetzt, 
begcCTnet werden, so müßte eine gesetzliche Vorschrift in der Nov,elle :::um GüKG 
die "'Bestellung von W,erkspeditionsfirmen zu Abfertigungsspediteuren ab" 
schneiden. Statt der unmöglichen Aufzählung aller denkbaren Versuche der 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen \Verkspeditionsfirma und Industrie", oder· 
Handclsunternehmen würde der Nachweis der Finanzierung durch das Industrie" 
oder Handelsunternehmen genügen müssen; denn mit der Finanzierung eines 
\Y/ erkspeditionsunternehmens, das zum Abfertigungsspediteur bestellt werden soll, 
wird der Abzug der Abfertigungsvergütung von der Tariffrachterstrebt. 

3. Wesen des T,arifs 
Die Frage nach dem Wesen des Giiterferntarifs war und ist nicht nur vün wissen", 
schaftlichem Interesse. Das Wesen des Tarifs spielt vielmehr eine Rolle für die 
Anwendbarkeit'und Durchsetzbarkeit des Tarifs im Rechtsstreit für und gegen 
den Güterfernverkehrsunternehmer, für und gegen den Spediteur (§ 21 Abs. 2 
Satz 1) und die Bundesanstalt (§ 23). 
Der zivilrechtlichen_Unabdingbarkeit des Güterferntarifs hat die Rechtsprechung 
nicht nur unter der Herrschaft des Güterfernverkehrsgesetzes und des Güter" 
fcrnverkehrs",Aenderungsgesetzes die Anerkennung versagt, sondern auch in 
einigen Entscheidungen zum GÜKG. 
Die Gerichte verkennen nicht die Unabdingbarkeit des Gebots und Verbots des 
öffentlich",rechtlichen Preisres::hts (jetzt als ,§ 22 Abs. 1 und 2 GüKG) und die 
strafrechtliche Sanktion der Abweichung vom Güterferntarif als Festtarif durch 
§ 98. Sie erkennen ferner an, daß zwischen Güterfernv,erkehrsunternehmer und 
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. Absender (V,ersandspediteur) die Sätz·e und Vorschriften des Güt~rfrotde~ 
gemäß § 632 BGB auch dann als vereinbart zu gelten haben, wenn Z;WISC co ich! 
V'ertragsparteien keine Vereinbarung zustande gekommen und solche auch hrift 
aus schlüssigen Handlungen zu entnehmen ist. Sie folgen auch der .Vorh~lichc 
des § 22 Absatz 3,. welche der tarifwidrigen Vereinbarung die ZivI!rec . d.15 
Wirksamkeif ~ersagt und an deren Stelle gegen den \'Villen der Partele~ 10 Iod 
als wirksam aufrecht erhaltene Beförderungsvertragsvcrhältnis die Tarifsatze \cr 
,Tarifvorschriften als anzuwendendes R:cht ei.nfügt: Die Gerich~e messen d~tOg 
der E.rsatzklausel des § 22 Absatz 3 Ulcht die WIrkung bei, dIe Anwen od 
allgemeiner Gr~ndsätze des bürgerlichen Rech~s auszuschließen wie T:etK1:gl! 
Glauben und Bmdung an das vorangegangene eIgene Tun. So hat man die ',,, 
gegen ~den Absender oder Empfänger auf Zahlung des Unterschiedsbeya~~~ 
zwischen der~ariffr~ch~ ~nd dem. vereinbarten Entgelt abgewiesen, "'cl! r sie 
Unternehmer dIe tanfwldnge V,erembarung angeboten und der Abs~n e 1,jl 
deshalb für zulässig gehalten hat oder weil der Unternehmer auf emen ~, 
der offenstehenden Fracht gegen das V'ersprechen weiterer Beschäftigung vc:: 

.. ziehtet hat ,oder weil der Absender auf die ihm vor Erteilung des Beförderung!>' 
auftrages gewordene falsche Tarifauskunft vertraut hat. 
Dieses ~üßte sieh die Bundesanstalt gemäß § 412 BGB gegen Ansprüche eo

tf 

gegenhalten lassen, die gemäß § 23 GüKG auf die Bundesanstalt übergegangc~ 
sind. Ebenso müßte 'es gegenüber der Berufung des Spediteurs auf § 21 Abs. -
Satz 1 gelten. - . 
Solche Tatbestände können die am Beförderungsauftrag Beteiligten kraft Verctn: 
barung schaffen. § 5 GüKG würde solchen Versuchen nur dann entgegen" 
zusetz·en sein, wenn gemeinschaftliches Vorgehen bewiesen werden kann. I?c~ 

I Nachweis begegnet aber erheblichen Schwierigkeiten, wenn, wie üblich, keine 
schriftliche Festlegung der Vereinbarung erfolgt ist. 
Die R~ihe der' ,erwähnten zivilrechtlich durchsetzbaren Versuche der Umgehung 

. des T.arifzwanges ließe sich um eine große Zahl zivil" und proz;eßrechtli~her 
,Möglichkeiten vermehren, die nicht genannt werden sollen, weil sie noch nlc1~t 
Gegenstand v,on bekannt gewordenen Entscheidungen gewesen sind. \"'o/,enn dll! 
Einhaltung des Tarifs auch zivilrechtlich gesichert und wenn die Umgehimg .. dc: 
Tarifzwanges mit zivilrechtlichen Mitteln unterbunden werden sollen, dann mußte 
zu § 22 GüKG eine gesetzliche Vorschrift, also im Wege der Nov·elle, treten, 
die die Anwendung der Sätze und V-orschriften des Tarifes auf die Beförderung 
von Gütern im Kraftwagen"Güterfernverkehr vorschreibt, gleichgültig, ",de!le 
Vereinbarungen die 'Parteien tr·effen und von weIchen V-orstellungen und Er" 
wägungen sie sich leiten lassen. . 

4. Betriebstrennung 
Das Verbot des § 8 Abs. 2 des Güterfernverkehrsgesetzes, neben dem genehmig> 

• ten Kraftwagen"Güterfernverkehr ein anderes Gewerbe zu betreiben, sollte die 
Ueberwachung der Einhaltung des Güt~rferntarifes sichern (vgl. Hein AI1Ill. 
zu § 8 GFG in "Das neue Recht des Güterfernverkehrs", S. 55). Die Zulassung 
rechtlich· selbständiger Güterfernverkehrsunternehmen, meist in Gestalt einer 
GmbH., deren Gesellschafteranteile einem Spediti,onsunternehmen gehören (durch 
§ 20 der Durchführungsverordnung v-om 27.3.1936 zum GFG), beschränkte die 
Möglichkeiten der Tarifüberwachung nicht. Der Verzicht im Erlaß des Reichs:: 
verkehrsministers vom 22. 6. 1938 - K 2. 6331 - RVkBl. B. S. 133 - auf (1:Is 
Gebot der Betriebstrennung wurde im Zusammenhang mit der Aufhebung der 
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C?enchmiguI?gssI?erre ausgespl'Ochen. Es ste~lte also übe~ das Ziel der Tarif" 
SIcherung dIe Forderung der Beschaffung leistungsfähiger Lastkraftwagen aueh 
durch die Speditionsbetriebe, die auf die Betriebstrennung nicht eingehen wollte 
(vgl. Gülde Anm. 6 zu § 8 GFG). n 

Das Güt~rfernverkehrs"Aenderungs~esetz vom 2.9.1949 und das GüKG haben 
den VerzIcht auf das Gebot der Betnebstrennung beibehalten obwohl beide da 
größte Gewic~t auf die !arifs~.cherung legen. Die Beschränk~ng der Höchstzahi 
der Genehmigungen fur G~~erfernverkehr in § 7 des Güterfernverkehrsi" 
Aenderungsgesetzes und § 9 GuK.G hat dem Verzicht auf das Gebot derBetriebs 
trennung die ursprüngliche Begründung genommen. " 

Dieser \'Viders?ruch im.~ÜKG kann n~cht etwa mit dem Hinweis darauf geleugnet 
werden, d~ß .dle Besc~a.nkun.g zu .erteIlender Genehmigungen eine Vergrößerung 
der Beschaftigungsmoghchkett-en Jedes genehmigten Fahrzeuges zur Fol~e habe' 
tatsächlich ble~~~ die festgesetzte Höc~~tzahl der Genehmigung,en erheb1i~h hinte; 
der ~ahl ~er tahgen l!nternehmer zuruck, denen der Tarifzwang gerade zu helfen 
bestimmt 1st (vgl. Hem, "Das neue Recht des Güterfernverk,ehrs", S: 13). 

Der. Widerspruch i~ GüKG wü.rde aber nicht rechtfertigen; die Frage der 
Betriebstrennung WIeder aufzugreifen. So kann auch keine R,ede davon sein 
~ß Gemisc.htbetriebe Spedit~:on mit Güt~rfernverkehr wirtschaftlich mit große~ 
t~folg v:rbmden, um de~ ~uterfernverkehr zu unterbieten. Ebensowenig wiirde 
~~e Verbmdur:g von Sl?edlüons" und Frachtfü~rer"rnteressen im Gemischtbetrieb, 
t.l~ von zwei verschiedenen. Gewerbeorgamsationen wahrgenommen werden' 
mussen, den Gesetzgeber zwmgen, zum, Gebot der Betriebstrennung zurUck .. 
zukehren. 
[;n ~.emischtbetrieb! der im yerhältni~ zum Auftraggeber (Versender) und 
l:mpfanger als Spediteur auftrItt und mIt der Ausführung der Beförderung des 
Gutes im ~ern.verke~r mit ,eigenen Kraftfahrzeugen das Recht des Spediteurs' 
Zum Selbstemtntt ausubt (§ 412 Abs. 1 HGB), 'ergeben sich aber viele tatbestands .. 
mäßig und rechtlich schwierige Abgrenzungsfragen zwischen dem SpediHonsl'echt 
lind dem im Umfang des Selbsteintritts im Kraftwag,en"Güterfernv.erkehr aus .. 
s~hließlich und zwinge~~ geltenden Recht des Güterf~rnverkehrsunte~nehmers 
~3 21 Abs. 2 Satz 1 Gu~G). Foülgende aus der Fülle der täglich anfallenden 
lweifelsfragen herausgegnffene Beispiele zeig,en die ,erhebliche Bedeutung der 
Abgrenzungsschwierigkeiten. 

1):r Gemischtbetr~eb wird eb~~so wie der Möbelspe~iteur und der Rollspediteur 
mit dem Fuhrbetneb (Frachtfuhrer, Lohnfuhrunternehmer) verwechselt. 

l)ies<:ID Irrtu~ ve.rfällt meist .nic~t der .Auftraggeber. Di'eser beschäftigt den 
Ccml.sc~tbetneb mcht nur, ~etl dleser die Beförderung mit eigenen Kraftfahn< 
z:ugen 1m. Fernverke~~ ausf~hren kann, sondern weil er über die Beförderungs~· 
lCLstung hmaus SpedltIons.Lelstungen zu ,erbringen sieh erbietet wie Zwischen .. 
lagenmg, Verz·ollung, V,erslch:rung, Nachnahmeerhebung, Umschlag und Weiter .. 
v.ersendu~g 'entwed~r durch em anderes Verkehrsmittel oder durch Vermittlung 
tlI1es ZWlschenspedlteurs. Dageg,en sehen selbst die Straßenv,erkehrs" und Preis," 

. behörden, die di~ Erscheinu.ngsformen. der Kraftwag,enspedition kennen, ins" 
, . bt..-sondere ab~r dle. notwendigerweise meist nieht sachkundigen Gerichte nicht 

den U nterschle? ZWischen d~m Gemischtbetrieb und dem Fuhrmann, der lediglich. 
Beförderungsleistungen anbIetet und erbringt. Man ühersi'eht über der Beförde" 

i nmgsleistung des <?emischtbetriebes dessen Speditionsleistung,en, insbesondere 
erkennt man aber mcht, daß der Gemischtbetrieb .Speditionsaufträge erhält, nicht 
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Beförderungsaufträge (vgl. Krien, "Spediteur oder Fuhnmtei'nehmer" im Ver. 
kehrsjahrbuch 1948, S. 192 und "Rechtsstellung des Spediteurs im gewerblichen 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen" im Kraftverkehrsrecht von A - Z 
Spediteur, Güterfernverkehr, Erläuterungen 1). ' 
Die Tatfrage, ob ein Speditions" oder Frachtgeschäft vorliegt, gibt wegen der 
unterschiedlichen Regelung beider Geschäfte sowohl im HGB als auch in den 
ADSp und in der KVO und im GüKG meist den Ausschlag. Das gilt ins> 
besondere für die wichtigsten Fragen nach dem Umfang der Haftung und nach 
der Haftung für dritte Unternehmer. Die Haftungsbeschränkungen der ADSp 
und die Erweiterungen und Begrenzungen der Haftung des Güterfernverkehrs" 
unternehmers nach der KVO miteinander genau zu vergleichen, erfordert mehr 
als ihre Gegenüberstellung. W,enn der Gemischtbetrieb zur Ausführung seines 
Speditionsauftrages einen dritten Unternehmer . einschaltet, wozu ,er gemäß § 40S 
Abs.1 HGB befugt ist, so ergeben siell je nach den Umständen erheblich yon~ 
einander abweichende Entscheidungen über die Haftung des Gemischtbctriebc$ 
für den Dritten. Der dritte Unternehmer kann Zwischenspediteur sein. Dann 
gelten die §§ 408 Abs. 1 HGB und 52 ADSp, die den Gemischtbetrieb nur für 
sorgfältige Auswahl des Dritten verantwortlich machen. Führt der dritte Untw 
nehmer die Beförderung mit eigenem Fahrzeug im Giiterfernverkehr selbst aus, 
so sind zwischen Gemischtbetrieb und Auftraggeber gnmdsätzlichebenfalls die 
§§ 408 Abs. 1 HGB und 52 ADSp anzuwenden. Es kommen aber auch Fälle vor, 
in denen der Gemischtbetrieb wie -ein Hauptfrachtführer für den Unterfracht~ 
führer gemäß. § 6 KVO reinzustehen hat, z. B. wenn der Fahrer unterwegs wegen 
Betriebsstörung 'Oder wegen Unfalls ·einem dritten Unternehmer das Gut :m 
W.eiterbeförderung übergibt. 
§ 1:12 Abs. 2 HGB verw.eist auf das anzuwendende Frachtrecht der KVO lind 
des GüKG - gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 GüKG -, soweit nicht Versendung 
in Sammelladung stattfindet (§ 21 Abs. 2 Satz 2 GÜKG). Diese Verweisul1 cr <"ilt 
nur insoweit, als der Gemischtbetrieb die Beförderungsleistung im Fernve~k~lH 
mit .eigenem Fahrzeug ausführt. Im übrigen gilt Speditionsrecht insbesonckre 
der ADSp kraft Speditionsvertragsverhältnisses (vgl. Gadow"Staub Anmerkung 'f 
zu § 412 HGB). Diese Fa1:1stregel setzt die Abgrenzung der Beförderungsleistung 
nach den Vorschriften der KVO voraus. 
Das Beladen und Entladen rechnet gemäß § 17 KVO bald zur Beförderungs~ 
leistung des Un~ernehmers (Stückgut), bald zur Leistung als Gemischtbctricb 
des Spediteurs (Versand oder Empfangspediteur im Ladungsverkehr). Die Ab, 
grenzung des Ladegeschäftes selbst erfordert wegen der unvollständigen Regelung 
durch Gesetz, KVO und ADSp sehr umfangreiche und eingehende Unter, 
suchungen (vgl. Krien "Ladegeschäft im gewerblichen Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen" in Kraftv·erkehrsrecht von A - Z, Güterfernverkehr, Beladen 
und Entladen, Erläuterungen 1). 
Die Nebengeschäfte- wie Nachnahmeerhebung, Zwischenlagerung, V.erzoIIlllH:;, 
für welche sowohl das Speditionsrecht als auch der Nebengebührentarif d:':; 
Güterferntarifs Vorschriften enthalten, werden zwar im Gemischtbetrieb h:;t 
immer als Speditionsgeschäfte ·erfüllt. Es ist aber in jedem einzelnen ralle :::u 
prüfen, ob nicht das Nebengeschäft bei Ausführung der Beförderung im Fern'" 
verkehr ·erledigt worden ist, z. B. die Verzollung. 
Die. unterschiedliche R1egelung des Verhältnisses des Gemischtbetriebes :::um 
Auftraggeber bald nach den Vorschriften des Speditionsrecht.es, bald nach den 
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Vorschriften der KV? und d.es GüKG, kommt notwendig auch darin zum Aus" 
dmc.k, daß bal~ dIe VersIcherung nach dem SpeditioOnSt' und RoOllfuhr" 
verslcherungsschem zum Zuge kommt, bald die Versicherung der Haftpflicht 
des Güterfe~nverke.hrsunternehm~rs nach der KVO. Die Abgrenzung der 
Geltungsbereiche dle~er auch be.l verschiedenen Versicherungsgemeinschaften 
untergebrachten. Ve.rslcherungspohcen begegnet denselben schwierigen Tat" und 
Rechtsfragen WIe dIe Regelung des Verhältnisses zwischen Gemischtbetrieb und 
Auftraggeber und Dri!ten, wei~ diese Versicherungen auf der vielfältigen Reg.elung 
der Haftung des Gemlschtbetnebes beruhen. Diese Schwierigkeiten werden noOch 
dadurch vermehrt, daß beide Arten von Versicherungspolic·en bei der noOt" 
wendigen Begrenzung ,des V,ersicherungsschubes nicht aufeinander, insbesondere 
nicht in der Fassung, Rücksicht nehmen. 
Die Vereinigung von SpeditioOn und Güte~fernvlerkehr nicht nur im Unternehmen 
des Gemischtbetriebes, sondern auch beim einzelnen Auftrag zwingt ferner zur 
Verwendung sowoOhl der für den Güterfernverk'ehr vorgeschriebenen Beförde" 
rungspapiere ,(§ 28 Abs. 1 und 3 GüKG), als auch der im Speditionsverkehr mit 
dem Auftraggeber und dem Zwischenspediteur üblichen Speditions papiere (Avis,' 
Bordero und Lieferschein), die in ihren Eintragungen nicht notwendig überein" 
stimmen. Doch wird häufig die eine Art von Papieren an Stelle der anderen Art 
verwendet. Daraus ergeben sich wieder Zweifel an der rechtlichen Bedeutung 
der verwendeten Papiere, ganz abgesehen davon, daß der vom Gemischtbetrieb 
~ür die Verwendung im Fernverkehr ausgestellte Frachtbrief kein Frachtbdef 
Im Sinne der §§ 426 HGB und 11 KVO ist, der vom Absender ausgestellt slein muß. 

Zu diesen Abgrenzungsfragen, die immer wieder zum Rechtsstreit über Entgelt 
und Haftung des Gemischtbetriebes Anlaß bi·eten, tritt die V.erteilung der ZU" 
ständigkeit zwischen Bundesanstalt und Preisüberwachungsbehörden gegenüber 
dem Gemischtbetrteb. Der Tarifüberwachung der Bundesanstalt unterliegt zwar 
außer der Frachtabrechnung mit dem dwa beauftragten dritten Güterfernverk.ehrs" 
unternehmer auch die Belastung des Auftraggebers mit der Fracht nach dem 
Güterfernverkehrstarif wegen § 21 Abs: 2 Satz 1 GÜKG. Ob' der Gemischtbetrieb 
aber auch das Entgelt für Speditionsleistungen richtig berechnet (wegen § 22 
Abs. 2), könnte die Bundesanstalt nur mit zusätzlichen Prüfern, die Speditions" 
fachleute sein müssen, überwachen. Diese Aufgabe wird also tatsächlich den 
Preisüberwachungsstellen verbLeiben, ·ebenso wie die nicht der Ueberwachimg 
durch die Bundesanstalt unterliegende Berech~ung des Entgeltes des Spediteurs 
für Versendung in Sammelladung (§ 21 Abs. 2 Satz 2). 
Die häufige Verwechselung des Gemischtbetdebes mit dem Fuhrbetrieb hat 
schließlich zur Folge, daß Fuhrbetriebe zu Abfertigungsspediteuren bestellt 
werden, obwohl nur Spediteure bestellt werden dürfen (§§ 33, 34 Abs. 2). 
Alle diese Schwierigkeiten gehen zu Lasten nicht nur des Gemischtbetriebes, 
sondern auch seines Auftraggebers' und der staatlichen Ueberwachungsstellen. 
Alle müssen Zeit und Geld auf die schwierige Handhabung der unterschiedlichen 
Regelung der Rechtsverhältnisse des Gemischtbetriebes aufwenden, Die Wieder" 
herstellung des Gebots der Betriebstrennung würde mit einem Schlage alle nur 
für den Juristen interessanten Einzelfragen v.ereinfachen. Das erfoOrdert wiederum 
eine gesetzliche Vmschrift, wäre also zu erwäg.ender Gegenstand der Nov·elle 
zum GÜKG. . , 
Die durch die Betriebstrennung gebotene Trennung auch der Buchführuug :wird 
keine erhebliche Belastung des Gemischtbetriebes bedeuten. Die Aufgliederung 

; 
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des Entgelts in Speditionsentgelt und Beförderungsentgelt ist schon jetzt n :>tr 

wendig, ~eil dieses der Beförderungssteuer, jenes der Umsatzsteuer unterliegt 
Der Aufgliederung der Kosten bedarf der Gemischtbetrieb ebenfalls ohne Betriebs. 
trennung, um den wirtschaftlichen Erfolg des eigenen Güterfernverkehrs fest. 
stellen zu können. 

5. Grenzüberschreitender V:erkehr 

Der unbestreitbare, Grundsatz, daß das Preisrecht eines Staates nur innerhalb 
. seines Hoheitsgebietes gilt, ist auch auf den Güterferntarif anzuwenden. Bei 
Behandlung des grenzüberschreitenden Y,erkehrs wird aber meist nicht beachtet, 
daß außer dem Preisrecht (§§ 21 bis 23, 98 GüKG) die Vorschriften des Vertra~ 
rechts und des Internationalen Privatr·echts zum Zuge kommen. Diese Regeln 
werden bei Entscheidung von Tariffragen des grenzüberschreitenden Verkehrs 
übersehen, weil man bei Anwendung des Tarifs an den Beförderungsvorgang 
anknüpft. So kommt der immer wieder vertretene Schluß zustande daß die 
Beförderung im grenzüberschreitenden V:erkehr nur mit der Inlandst;ccke dem 
Gürerferntarif unterliege, die Auslandsstrecke dagegen der R,echtssetzungsgew3lt 
des 'Auslandes. Diese Auffassung machen sich die ausländischen Güterfern", 
verkehrsunternehmer zu eigen, di,e mit Genehmigung des Inlandes im gren=,. 
überschreitenden Verkehr im Inland Beförderungsleistungen ausführen. Sie bc,. 
rechnen dem Absender bezw. dem Empfänger, von dem die Fracht erhoben wird 
ein Beförderungsentgelt, das sich zusammensetzt aus_ je einem BetraCT für di~ 
Inlands" und für die Auslandsstrecke. Für die Inlandsstrecke berechne~ sie den 
Betrag, der sich nach dem Güterferntarif ,ergibt, als ob die Beförderung vom 
Grenzübergangsort bis zum Bestimmungsort im Inland oder vom Inlandsort bis 
zum Grenzübergangsort als Bestimmungsort ,erfolgte. Für die Auslandsstrecke 
wenden sie den im Ausland dwa vorgeschriebenen Tarif entsprechend an oder, 
faUs kein verbindlicher Tarif im Ausland gilt, einen fr·ei ver,einbarten S;!t::. 
Im Wrettbewerb mit inländischen Güterfernverkehrsunternehmen bemessen sie 
den frei zu v.ereinbarenden Satz niedriger, als der Gtiterferntarif auch für die 
Auslandsstrecke bei durchgehender Berechnung ergeben würde. Die inländischen 
Güterfernverkehrsunternehmer folgen diesem Beispiel. Das Entgelt des in,. 
ländischen Güterfernverkehrsunternehmers sinkt infolge wechselseitiger Unter~ 
bietung mit dem für die Auslandsstrecke fr·ei vereinbarten Entgelt weit unter 
die Sätze des Güterferntarifs. Die teilweise im Auslande geltenden verbindlichen 
Tarife liegen zum Zwecke des Wettbewerbs ebenfalls unter den Sätzen des 
Güterferntarifs. Tatsächlich wird so der Güterferntarif auch auf der Inlands" 
strecke ,erheblich unterboten. 
Die mit der Ueberwachung der Einhaltung des Güterferntarifs befaßten Behörden 
schreiten nicht 'ein, weil sie der 4\,uffassung folgen, daß der Güterferntarif nur 
fü~. die !3eförderung bis ~ur ~renze ~.der von d~r Grenz:e ab im Inland gelte. 
Ware dIese Auffassung rlchhg, so mußte man SIch damIt bescheiden, daß im 
grenzüberschreitenden Y,erkehr die Anwendung des Güterferntarifes nicht durch, 
zusetzen sei. Man müßte die überflüssige Tarifüberwachung des grenzüber> 

, schreitenden Y,erk,ehrs einstellen., Das gilt auch für den im Y,erkehr mit Dänemark 
im Y,erwaItungswege v,ereinbart,en Verbandstarif, an den der ausländische Unter~ 
nehmer nicht durch inländisches Recht im Inland gebunden ist. Mit einem 

. Nachbarstaat ein zu ratifizierendes Abkommen über :einen im Inland und im 
Nachbarstaat anzuwendenden Tarif abzuschHeßen, scheint, wie das holländische 
Beispiel z~igt, an der Abneigung des Auslandes gegen Tarifbindungen zu scheiteril. 
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Die Anknüpfung der Anwendung des Tadf.es an den Beförderungsvorgang ver" 
kennt aber, daß das Ent~elt des Bef.örderungsunternehmers auch, wenn es durch 
einen Festtarif , bestimmt ist, nur als Gegenstand einer Y'erpflichtung des 
Absenders l'echtlicherheblich ist und damit Gegenstand einer pl'eisrechtlichen 
Bindung sein kann. Dem steht nicht entgegen, daß das Preisr,echt außer Yer" 
pflichtungs" und Erfüllungsgeschäften auch Austauschgeschäfte urrifaßt. Diesem 
ist stets ein Rechtsgrund wie einem entgeltlichen Y,erpflichtungsgesChäft 
Zu unterstellen. Df:r Absender wird Schuldner des Entg.eItes des Frachtführers 
durch den Abschluß des Beförderungsvertrages. Das Entgelt gemäß dem verbind~ 
lichen Güterferntarif gilt nach § 632 BGB auch ohne ausdrückliche Yereinbanmg 
als geschuldet. Das abweichend vom Güterferntarif vereinbarte Entgelt wird 
tIurch § 22 Abs. 3 durch das Entgelt gemäß dem Güterferntarif ersetzt. 
Diese Regeln des deutschen Rechts gelten nicht nur für Y'erträge zwischen.Güter" 
fernverkehrsunternehmen und Absender, die ihren Sitz im Inland haben, über 
die Beförderung von Gütern im Inland, sondern auch, wenn die Beförderungs" 
Unternehmer oder deren Auftraggeber ihr,en Sitz im Ausland haben, wenn die 
Beförderung teils im Inland, teils im Ausland stattfindet, nämlich, falls der ' 
Bestimmungsort ,als Erfüllungsort im Inland liegt. Aber auch, wenn der Be" 
stirnmungsort im Ausland liegt, kann mit Artikel 30 des Einführungsgesetzes 
zurn BGB die Anwendung ausländischen Rechts, welches die tarifwidrige Ver~ 
einbanmg zuließe, ausgeschlossen und durch die Anwendung deutschen R,echts 
ersetzt werden. Der in der Unterbietung des Güt,erferntarifs durch zu niedrig·e 
Bemessung des Entgeltes für die Auslandsstrecke liegende Tarifv,erstoß (§ 22 
Abs. 2 GüKG) k;mn also durchaus gemäß § 98 GüKG bestraft werden, ohne 
dem Einwand zu begegnen, daß die Beteiligten zivilrechtlieh an den Güterfern~ 
tarif.nur für die Inlandsstrecke gebunden seien. 
Solange sich die mit der Tarifüberwachung befaßten Stellen diese Auffassung 
nicht zu eigen machen, solange sie also den ausländischen, GüteNernverkehrs:< 
unternehmer den Güterferntarif unterbieten lass,en, kann der inländische Ul1tcr~ 
nehmer in einem Strafv,erfahren gegen sich sdbst gdtend machen, ihn treUe koein 
Verschulden, wenn 'er die von den PreisüberwachungssteUen geduldete Hand .. 

; habung des Güterferntarifs im grenzüberschreitenden Verkehr befolge. 
Es ist jedoch ·einzusehen, daß die angestellten Ueberlegungen den für die Ueber~ 
Wachung und Y.erfolgung von Tarifverstößen zuständigen Yerwaltungsbehörden 
angesichts der bisher geübten Handhabung nicht für die Eröffnung eines Straf" 
Verfahrens insbes,ondere gegen ,einen Ausländer geeignet erscheinen. 
Soll aber im grenzüberschreitenden Verkehr der Tarifunterbietung Einha~~ ge~oten 
Werden dann muß der Bundesv·erkehrsminister mindestens von der Ermachhgung 
ues § i03 Abs. 3 Ziffer 4 GüKG zu geeigneten' Tarifvo~schriften G~brauch 
machen. Der Tarif kann sdlr wohl als Anwendungsbesttmmungen die dar" 
gestellten Grundsätze des internationalen Privatrechts wiederholen. Bedenken 
dagegen könnte wiederum eine gesetzliche Vorschrift in der Novelle zum GüKG 
aUsräumen. 

6. Frachtagenten 
§ 32 GüKG bezweckt, die Betätigung der Frachtenvermittler auf dem Gebiete 
des Kraftwagengüterfernverkehrs zu beschränken. Diese Vorschrift erlaubt aber 
ger,ade die Betätigung auch solcher Frachtenv,ermittler, die dem Güterfernverkehrs~ 
unternehmer überhöhte Provisionen abnehmen oder die durch Beteiligung des 
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Absenders oder Empfängers an der Vermittlungsprovision den Güterferntatif 
zu unterbieten ermöglichen. Sie verwirken zwar Bestrafung gemäß § 19 \Xlitt~ 
schaftsstrafgesetzes und § 99 Ziffer 6 GÜKG. Wenn es aber trotz der großcn 
Beweisschwierigkeiten ausnahmsweise zur Bestrafung klOmmen süllte, fehlt es 
doch an einem wirkungsvoll zu handhabenden Verfahren zur Untersagung der 
Gewerbeausübung. Die' Vorschriften des Wirtschaftsstrafgesetzes. über das 
Verbot der Berufsausübung und die Betriebsschließung werden nur in gröbsten 
Ausnahmefällen zum Zuge klOmmen. 
Ungerügt und ungestraft kann der Ft:achtenvermittler aber den Abfertigun(Ts~ 
spediteur unterbieten. Während dieser sehr weitgehenden Anfürderungen ~e~ 
nügen muß, um zum Abfertigungsspediteur bestellt zu werden (§ 34 Abs. 2 GüKG 
und Anürdnung Pr 146/48) und an die Abfertigungsvergütung als Festsatz gC1 

bunden ist (§ 1 der Anürdnung Pr 146/48 - vgl. Gerlach~Hal1bauer Das Recht 
des Güterkraftv,erkehrs", S. 44), ist der Frachtenvermittler, dem ~i~ht wegen 
Unzuverlässigkeit die gewerbliche Betätigung untersagt werden kann in den 
weiten Grenzen des § 19 Wirtschaftsstrafgesetzes frei. Damit eröffnet § 3'2 GüKG 
dem Frachtenvermittler die Möglichkeit, der Betätigung des Abfertigungsspediteurs 
ein Ende zu setzen, obwohl dessen Abfertigungsdienst in der Regelung der §§ 33 
bis 36 GüKG gerade als notwendige Ergänzung des Kraftwagengüterfernverkehrs 
anerkannt wird. 
Diese Widersprüche in der Regelung des GüKG bedürfen alsbald einer Bc~ 
reinigung. Die vom Abgeordneten Rademacher bei der Berahmg des GüKG 
im Bundestag (vgl. Niederschrift über die 230. Sitzung) angeregte F estleo-ung 
der Vermittlungsprüvislün (durch das zuständige Bundeswirtschaftsministc~·itlln 
auf Grund des Preisgesetzes) mag - weil sie lOhne Verzug erfülgen könnte -
v,ordringlich ,erscheinen. Auf die Unterwerfung der Fracht,envermittluno- unter 
strenge Zulassungsvürschriften durch eine gesetzliche Bestimmung in der Novelle 
zum GiiKG ~ann ~ber um der Tarifsicherung willen nicht verzichtet werden. 

Schlußbemerkung 

Die ansteh~nden drängenden Aufgaben der in Aussicht genümmenen Novelle 
zum GüKG beg,egnen sämtlich keinen Bedenken aus dem Grundgesetz lind 
halten sich sämtlich im Rahmen der Ziele des GÜKG. Sie erfürdern also keine 
zeitr,aubenden gewerbe" üder verkehrspülitischen Auseinandersetzungen und 
können in Gestalt eines einfachen Gesetzes ergehen. Sie sollten unverzü",lich 
in Angriff genümmen werden, damit nicht die Durchführung des GüKG an l~icht 
hehebbar'en Widerständen scheitert. Kann das GüKG auch nur als Versuch 
einer gesunden Ordnung des Kraftwagengüterverkehrs gelten, sü muß er doch 
im gegebenen Rahmen mit allem Nachdruck gefördert werden. 
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Buchbesprechung 
Die Mechllnik der Ztigfördernng und ihr,e 

wissenschaftlich-.experimentellen Grund­
lag,en. Von Prof. Dr.-Ing. E. h. Hans 
Nordmann, neichsbahn-Abteilungspräsj­
dent i. R. 170 Seiten, 50 Abbildungen. 
Springer-Verlag, Berlin. 1952. Preis: 
kartoniert 19,80 DM. 

In dem vlorliegenden W'erk werden insbe­
oondere die Anforderungen des Betriebes 
an die Llok'omotive und an die Bremsen 
beschrieben. Einleitend werden die Zu­
sammenhänge zwischen ßetrireb, Zug­
förderung und Fahrplan angegeben.' Die 
Zielsetzung des Buches beschränkt sich 
auf die Ermittlung der kleinsten Fahr­
zeiten der Züge, die allein einer exakten 
Ermittlung zugänglich sind und natur­
gesetzlich festliegen. 
Da der ßewegungsabls'1.lf eines Zuges 
durch das Zusammenspiel von Zugkraft 
und Widerstand bestimmt ist, ist die Er­
mittlung dieser Kräfte auf experimenteller 
Grundlage Gegenstand des ersten Haupt­
abschnittes. Es werden der Lrokomotiv­
meßwauen und die Bremslokomotiv,e slowie 
ihre A~usstattung beschrieben, die dazu 
dienen. die Zugkraft, den gesamten Zug­
widerstand und dj,e Llokomotivarbeit zu 
messen. Es folgt eine Kritik der auf­
gest'eIlten Ftorme1n für den Fahrwider­
stand der Wa~enzüge und der Tri~bfahr­
zeuge durch Vergleich mit den Ergeb­
nissen der Meßfahrt,en. Aus den Ver­
suchser~ebnissen werden jedoch keine 
neuen WiderstandsfiormeIn abgeleitet, wie 
es vielleicht mit Hilfe der Krorrdaüons­
rechnunu möglich wiir,e. Der Verfasser 
des Werkes gelangt selbst zu dem "re­
sh'niert'en Gefühl", daß die vorhandenen 
P,~rmeln nicht voll befriedigen. J.edoch ist 
die Besprechung der Fehle" ,"Dm Stand­
punkt des Lrokomotivversuchswesens vlOln 
Wert. 
Der Erörterung der Fahrzeitv,erliingen.mg 
und der I(,ohlenerspamis beim .Nusl'l'uf. 
bei dem der Zug lediglich der Wirkung 
derWiderstandskriifte unterw1orf.en ist, 
folgt die Besprechung der Zugkraft in 
Abhiingigkeit von der Motorleistung und 
der Haftreibung der Triebfahrz,euge und 
die Darstellung der gesamten Zugkrafts­
und Leistungskurven als Funktironen der 
Geschwindigkeiten unter Berücksichtigung 

der Getriebe. Ferner wird das Steigungs-, 
Geschwindigkeits -Diagramm (s - V - Dia­
gramm) als Grundlage der Fahrzeit­
ermittlungen erläutert. ' 
Sodann werden verschi'edene zeichnerische 
Fahrzeitermittlungsverfahr,en besprochen, 
dIe zur Aufstellung des Fahrplanes die­
nen, und die durch Betriebsmessungen 
überprüft werden können. 
In einem weiteren Hauptabschnitt be­
schäftigt sich der Vrerfasser mit der Brem­
sung der Züge.. Die v,erwickelte Natur des 
Reibungskoeffizienten, der sowrohl von der 
Geschwindigkeit ,als auch Vlom Flächen­
druck der Bremsklötze abhängt, Vlor allem 
aber die Abhängigkeit des Bremsdt'.lck­
anstieges Vlon der Zeit wird ausführlich 
beschdehen. Di.e These Nordmanns je­
doch, eine sichelle Vlorausberechnung des 
Bremsweges und seiner Begleit:umstände 
sei nicht möglich, würde nur dann stim­
men, wenn seine Annahme zutriife, daß es 
zur Lösung des Pllob1emes nur den einen 
Weg der Aufstellung ,einer verein.fachten 
Arbeitsgleichung giibe, in der mittlere 
Theibungs- und Widerstalldswede anzu­
setzen seien. Das führt zu der Fikfi,c)\\ des 
sof'Ortigen vrllllen Br,emsklotzdrttckes. Jelle 
bez,eichnet Nordmanll selbst als ~tilz'lt1iissig 
und die Integrafioon der DiHerenzial­
gleichung für den Bremsweg mit zeitlich 
veriinderlichem BremskllOtzdrruck hiilt er 
für unmöglich. Es sind aber fiit- dIe Praxis 
Verfahren bekannt, mit deren Hilfe man 
sehr Wlohl Bremswege und -zeiten g·e­
nügend genau V'orattsberec1m::n kann .. 
Es ist bes'.)nders an dieser Stdle bedauer­
lich, daß der Verfasser di'e fahrdYllami­
schen Arbeit'en v'on Prof. DrAng., Dr.-lng. 
E. h. W. Müller uuerwiihnt gelassen hat. 
Denn dieser hat solche Verfahren zur 
Bestimmung der Bremswegre und -zeiten 
bekanlltgegeben, die slow?l~l die Abhüll­
~igkeit der TheibungskrodbZl,ent:en von der 
Geschwindigk.eit und vlom Fliichendruck 
der BDemsklötze herücksichtigen, als auch 
den vlon der Zeit abhiingigen Druc1mnstieg 
in den Bremszylindern il1 Thechnung stellt. 
Müller geht dabei nicht von einer sim­
plifizierfoen Arbeitsgleichung aus. Die Er­
gebnisse seiner theroI'etisc11en Berechnung 
stimmen mit den Messungen neuerdings 
durchgeführter Versuchsfahrten ausge­
zeic1met überein. 
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